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Einführung in Grundprobleme des Unterhaltsvorschusses (UVG) und Kindesunterhalts 

Prof. Dr. Kirsten Scheiwe, Universität Hildesheim 

 

1. Einstieg: Problemaufriss  

 Ausgangspunkt: 
Viele Kinder getrenntlebender Eltern erhalten keinen oder zu wenig Kindesunterhalt. 
→ Sie sind auf Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz (UVG) angewiesen. 

 

2. Empirische Befunde zum Kindesunterhalt  

 Ältere empirische Forschung (Lenze/Scheiwe 2025): 
Nur etwa ein Drittel der Kinder erhielt Unterhalt in Höhe des Existenzminimums oder 
darüber. 

 Weitere Studien: 

o Allensbach: Weniger als die Hälfte der Kinder erhielt Unterhalt regelmäßig und in 
voller Höhe. 

o Ältere Studien: Nur ca. 15 % der Unterhaltsvereinbarungen deckten das 
Existenzminimum. 

o DJI-Studie:  

 47 % der Kinder erhielten den vereinbarten Unterhalt. 

 Nur die Hälfte dieser Vereinbarungen erreichte Mindestunterhalt. 
→ Ergebnis: Nur knapp ein Viertel der Kinder erhält Mindestunterhalt oder 
mehr. 

Fazit: 
Unzureichende Unterhaltszahlungen sind kein Randphänomen, sondern ein strukturelles 
Problem.   Ausführlich dazu: die Vorträge von Kurz und Schaubert. 

 OƯene Kernfrage: 

o Liegt es an fehlender Leistungsfähigkeit? 

o Oder an unzureichender Rechtsdurchsetzung? 

 Politische Debatte: 
Koalitionsvertrag nennt härtere Sanktionen (z. B. Führerscheinentzug). 
→ Aber: Es fehlt an aktueller, belastbarer Forschung. 

 

3. Kinderarmut ist Familienarmut (ca. 1–2 Min.) 

 Armutsgefährdung: 

o Knapp ein Viertel der Alleinerziehenden armutsgefährdet. 

o 37 % beziehen SGB-II-Leistungen. 
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o 27 % leben in überbelegten Wohnungen. 

o 20 % zahlen Warmmieten über 40 % des Haushaltseinkommens. 

 Zentrale Erkenntnis: 
Kinderarmut ist eng mit der prekären Lage Alleinerziehender verbunden. 

 Unterhaltsausfall verschärft diese Situation erheblich. 

 

4. Historische Entwicklung des UVG  

Einführung 1979 (in Kraft seit 1.1.1980) Gesetz zur Sicherung des Unterhalts von Kindern 
alleinstehender Mütter und Väter durch Unterhaltsvorschüsse oder -ausfallleistungen 
(Unterhaltsvorschussgesetz) 

 Ziele: 
Unterstützung bei Ausfall von Unterhaltszahlungen, um den alleinerziehenden Elternteil 
wirtschaftlich zu entlasten und den (Mindest-)Unterhalt des Minderjährigen 
sicherzustellen (BT-Drs. 8/1952, 6). Sie dienen der Behebung oder zumindest Milderung 
einer gegenwärtigen Notlage, die nach der Wertung des Gesetzes durch das 
Alleinerziehen durch einen Elternteil und ausbleibende oder nur unzureichende 
Unterhaltszahlungen des barunterhaltspflichtigen anderen Elternteils gekennzeichnet ist 
(BVerwGE 161, 130 = NVwZ-RR 2018, 434 Rn. 19). 

 Unterstützung bei der Rechtsdurchsetzung (Titel, aber kein Titel erforderlich, wenn nicht 
innerhalb von 3 Monaten nach Klageerhebung erlangt, insbes. nichteheliche Kinder im 
Blick), Entlastung des betreuenden Elternteils von möglicher Erwerbsobliegenheit im 
Rahmen der gesteigerten Leistungsfähigkeit, wenn der barunterhaltspflichtige Elternteil 
nicht leistungsfähig ist. 

 2017 kommen hinzu (für UV-Anspruch eines Kindes über 12 Jahren): Vermeidung SGB II-
Bezug und Erwerbsanreize für hauptbetreuenden Elternteil 

 Anspruchsvoraussetzungen: Kind unter 6 Jahren (12/18), das bei einem seiner 
Elternteile lebt, der ledig, verwitwet oder geschieden ist oder von seinem Ehegatten 
oder Lebenspartner dauernd getrennt lebt, und nicht oder nicht regelmäßig   Unterhalt 
von dem anderen Elternteil oder Waisenbezüge erhält.  

 
 Ursprünglich:  

o Leistung nur bis zum 6. Lebensjahr. 

o Maximal 36 Monate. 

 Ausschluss von Stiefkindern, auch aus Kostengründen. 

 Ursprünglich auch: Wer für seinen Unterhaltsanspruch einen vollstreckbaren Titel hat 
oder nicht innerhalb von drei Monaten nach Klageeerhebung erlangen konnte. Wurde 
später gestrichen. 

 Gesetzlicher Forderungsübergang auf das Land. 

→ Konzeption: zeitlich begrenzte Vorschussleistung 
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Reformen und Ausweitung 

 Ausweitung der Altersgrenzen: 

o Bis 12 Jahre, maximale Bezugsdauer von drei auf 6 Jahre ausgeweitet. 

o Seit 1.7.2017: bis zur Volljährigkeit, keine Höchstdauer. 

 Einschränkung ab 12 Jahren: 

o Kein SGB-II-Bezug oder 

o Vermeidung von SGB II durch UVG oder 

o 600 € Bruttoeinkommen des betreuenden Elternteils. 

 Leistungshöhe: 

o Orientierung am Mindestunterhalt (§ 1612a BGB). 

o Absenkung seit 2008 durch vollständige Anrechnung des Kindergeldes. 

 

Quantitative Entwicklung 

 Deutlicher Anstieg seit Reform 2017. 

 2025: 856.083 Leistungsberechtigte. 

 91 % betreuende Elternteile weiblich. 

→ Der Unterhaltsvorschuss ist zu einer zentralen familienpolitischen Leistung geworden. 

 

6. Systemische Schnittstellenprobleme 

UVG steht nicht isoliert, sondern im komplexen Geflecht von: 

 SGB II (Grundsicherung) 

 Kinderzuschlag 

 Wohngeld 

Zahlen: 

 1,9 Mio. Kinder im SGB II 

 1,3 Mio. Kinder im Kinderzuschlag 

 80 % der Kinder im SGB II erhalten keinen Unterhalt vom barunterhaltspflichtigen 
Elternteil. 

 70 % der UVG-Fälle liefen 2014 parallel zu SGB II. 

Probleme: 

 UVG wird vollständig auf SGB II angerechnet. 
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 45 % Anrechnung beim Kinderzuschlag. 

 Berücksichtigung im Wohngeldrecht. 

→ Hohe Komplexität 

 

7.  Vorschuss und Ausfallleistung  

 Konzeption: Vorschuss mit RückgriƯ oder Ausfallleistung 

 Heute: 

o Rückholquote nur ca. 20 %. 

o Leistung meistens faktisch dauerhafte Ausfallleistung. 

 Gleichzeitig: 

o Existenzsicherung vieler Kinder erfolgt primär über SGB II oder Kinderzuschlag. 

→ Systemüberlagerung ohne klare Gesamtarchitektur. 

Vorschläge zur Vermeidung von Parallelbezug: Wahlpflicht (entweder SGB II oder UV) oder kein 
UV für SGB-II Empfänger*innen 

 

8. Neue Entwicklungen 

 Seit 2017: Erwerbsanreize und Vermeidung von SGB-II-Bezug. 

 Seit BVerwG 2023:  

o Kein Anspruch bei mehr als 40 % Mitbetreuung durch anderen Elternteil. 

→ Neue Bedeutung des Betreuungsmodells. Wie ist dies sachlich gerechtfertigt bei einer 
Sozialleistung, die das Existenzminimum des Kindes sichern soll?  

 

9. Zentrale Grundprobleme  

1. Rechtsdurchsetzung vs. Leistungsfähigkeit 
– Warum zahlen so viele Unterhaltspflichtige nicht ausreichend? 

2. Systemfragmentierung 
– UVG, SGB II, Kinderzuschlag, Wohngeld greifen ineinander, aber ohne klare 
Abstimmung. 

3. RückgriƯsschwäche 
– Nur 20 % erfolgreicher Regress. 

4. Forschungsdefizit 
– Kaum aktuelle empirische Studien. 
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Der Unterhaltsvorschuss ist längst mehr als eine Übergangshilfe. Er ist zu einem tragenden 
Pfeiler der Existenzsicherung vieler Kinder geworden und von einer Vorschussleistung 
faktisch für die übergroße Mehrheit der Leistungsempfänger*innen zu einer Ausfallleistung und 
staatlichen Mindestsicherung für Kinder. Gerade deshalb ist eine vertiefte wissenschaftliche 
und rechtspolitische Auseinandersetzung dringend geboten. 
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